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Gomulka brachte keine Versöhnung
Ideologischer Streit nicht durch Händedruck zu beenden

Her Ostberliner Staatsbesuch des polnischen Parteichefs und 
antistalinistischen Rebellen  Gomulka hat d ie SED veranlaßt, 
die D inge so darzustellen, als sei nun der von Ulbricht ent­
fesselte Bruderzw ist im  kommunistischen L a ge r  beider Völker 
beendet. Der Händedruck, den die beiden K P -Fü h rer tausch­
ten, wurde von der SED-Presse m it optimistischen Schlagzeilen 
kommentiert. Was aber ist w irklich geschehen? Warum kam 
Gomulka nach Berlin, was wurde besprochen und was blieb 
fü r die SED dabei zurück? Gomulka, der von stalinistiscken 
Systemen eingekreiste polnische „T ito “ , g ing nach Ostberlin, 
und zwar unter starkem sowjetischen Druck. Aber w eder die 
SED noch Ulbricht haben von diesem Besuch des eigenw illigen 
Nationalkommunisten profitiert . . *
D rei D inge erwarteten die 

Sow jets von Gomulka:

1. E r sollte m it U lbricht ideo­
logischen Frieden  schließen. 
U lbricht sollte sich form ell bei 
Gomulka entschuldigen, dafür 
mußte dieser eine Erklärung 
abgeben, die den seit der po l­
nischen Revolution w ieder nach 
vorn drängenden ostdeutschen 
„T ito is ten “ den Boden entziehen 
sollte.

2. Gomulka sollte durch 
freundschaftliche Gespräche das 
auf Grund der Warschauer V er­
träge bestehende M ilitärbünd­
nis zwischen Pankow  und W ar­
schau unterstreichen und durch 
entsprechende Erklärungen ge­
gen die Bundesrepublik das 
Funktionieren des Warschauer 
Paktes beweisen.

S. D ie  Sow jets erhofften sich 
von einem Besuch Gomulkas in 
der Zone die K lärung strittiger 
W irtschaftsfragen, die gegen­
w ärtig  die gesamte übergeord­
nete Planung des „Rates für 
gegenseitige W irtschaftsh ilfe“ 
gefährden. Is t  Gomulka aber 
diesen Wünschen gefo lg t?

Jubel gegen Ulbricht
Der Jubel, m it dem Gomulka 

beispielsweise in Lauchhammer 
empfangen wurde, mußte als 
eindeutige Demonstration gegen 
U lbricht gew ertet werden. 
W eder Bulganin noch Chrus- 
tschow waren so von der Masse 
der aufmarschierten SED-M it-

glieder empfangen worden. Das 
ist auch der Grund, aus dem 
die D E F A  wesentliche Szenen 
dieses Lauchhammer-Besuches 
aus ihrer Wochenschau strei­
chen mußte.

W e ite r: In  der SED hat man 
Gomulkas A u ftr itt in  Ostberlin 
nicht als Triumph, sondern als 
eindeutige N iederlage Ulbrichts 
erkannt. D ie vom SED-Zentral- 
organ dementierte Entschuldi­
gungsrede U lbrichts hat es tat­
sächlich gegeben. Ostberlins 
Kommunisten aber sahen die 
Sache so: Jener Mann, den 
U lbricht und die gesamte SED- 
Presse im  Oktober und Novem ­
ber vergangenen Jahres als hal­
ben Verräter beschimpften, kam 
je tz t in die Sowjetzone und 
mußte in  zahllosen Staatsakten 
von der gesamten SED-Regie- 
rung hofiert und geschmeichelt 
werden. In  Parteikreisen war 
das eine Sensation, die nur mit 
jener zu vergleichen gewesen 
wäre, wenn T ito  im  Jahre 1950 
zu einem ähnlichen Besuch in 
die Zone gekommen w äre!

Keine Pakt-Freunde
Der zw eite Punkt: Gomulka 

hat die Absicht der Sowjets, 
auch eine m ilitärpaktfreund­
liche Geste in diesen Staats­
besuch m it einzuschließen, 
durchkreuzt, indem er vor­
sichtshalber erst gar keinen 
Vertreter der polnischen W ehr­
macht oder des Warschauer

Verteidigungsm inisterium s m it 
nach Ostberlin brachte. E r 
flocht zwar ein ige Bemerkungen 
über das Bemühen um einen 
sogenannten „Ostseepakt“  ein, 
aber sowohl Gomulka als auch 
U lbricht wissen, daß dieser 
F loskel keine R ealität inne­
wohnt. W eder Norw egen  noch 
Finnland oder Schweden haben 
L u s t , ' sich m it Po len  und der 
Sowjetzone auf Beistandspakte 
einzulassen.

Den A ffron t gegen die Bun­
desrepublik, den Moskau ge­
fordert hatte, kompensierte 
Gomulka in  geschickter und 
von der SED-Führung offen 
m ißbilligter W eise: E r  gab
Ulbricht in allem, was dieser 
dazu sagte, recht, aber erklärte 
gleichzeitig, Po len  wünsche ab­
solut gutnachbarliche Beziehun­
gen auch m it der Bundesrepu­
blik. Keinesfalls tat er U lbricht 
den Gefallen, die „D D R “ als 
„deutschen Staat“ anzuerkennen.

Ohne Ergebnis
D ie Wirtschaftsverhandlungen 

aber blieben ohne jedes E rgeb­
nis. A ls  Gomulka Ostberlin ver­
ließ, eilten  seine Begleiter 
stehenden Fußes zu der sofort 
zusammentretenden Tagung des 
„Rates fü r gegenseitige W ir t ­
schaftshilfe“ in Warschau, um 
hart und erb ittert die pol­
nischen W irtschaftsbedingungen 
gegenüber der Sowjetzone zu 
vertreten. D rei Tage lang 
wurde anschließend in  W ar­
schau erb ittert gerungen, und 
die Po len  gaben in  keinem 
Punkte nach. Pankow  muß po l­
nische Steinkohle zum W e lt­
marktpreis bezahlen, es muß 
dulden, daß die Po len  sein 
E xportp riv ileg  fü r bestimmte 
W aren brechen, und es kann 
alle Hoffnungen begraben, in 
absehbarer Zeit zu gem ein­
samer W irtschaftsplanung m it 
Warschau zu kommen»



J, B. Gradl:

W er stört 
eigentlich ?

D ie Abrüstungsverhandlungen 
in London sind im  Lau fe der 
Zeit zu einer Spezialwissen- 
schaft geworden. Zu vie le  Vor­
schläge sind vorgebracht, ab­
gelehnt, w ieder hervorgeholt, 
abgewandelt worden. Daß es 
bisher nicht zur Abrüstung ge­
kommen ist, lieg t nicht an dem 
M angel an Abrüstungsplänen, 
ebenso w ie das bisherige N icht­
zustandekommen der W ieder­
vereinigung nicht an dem Man­
gel an W iedervereinigungsplä- 
nen liegt. D ie Abrüstung ist 
ausgeblieben, w eil man sich 
über Kombination, Reihen folge 
und Zeitpunkte der möglichen 
Abrüstungstechniken nicht eini­
gen konnte. Diese Ein igung 
wiederum wurde verhindert 
durch das beiderseitige M iß­
trauen, von der Gegenseite ge­
täuscht, mißbraucht, in eine 
F a lle gelockt und überspielt zu 
werden. Daß dem W esten ge­
nügend Anlaß zu Mißtrauen 
durch die Sow jetpolitik  seit 
1944/45 gegeben worden ist, ist 
bekannt.

In  diesen Tagen nun sieht die 
W e lt  m it bemerkenswerter Zu­
versicht auf das Abrüstungs­
gespräch. Insbesondere USA- 
Stimmen sind optimistisch. Es 
ist schwer zu erkennen, ob die 
amerikanische Zuversicht bereits 
auf vo ller Überzeugung beruht, 
daß diesmal ein erster A b ­
rüstungsschritt gelingt. Oder ob 
Zweckoptimismus den W eg  erst 
öffnen helfen soll. Jedenfalls 
strebt die amerikanische Po litik  
ungeachtet interner Meinungs­
verschiedenheiten sehr ent­
schlossen auf ein erstes A b ­
kommen hin. Sie fühlt sich da­
bei getragen von der Öffent­
lichen Meinung ihres Landes, 
die beunruhigt ist durch die 
düsteren Perspektiven eines 
atomaren Wettrüstens und einer 
Verseuchung der Atmosphäre. 
D ie W issenschaftler streiten 
noch miteinander. Aber allein 
schon die Möglichkeit, daß die 
Gefahren der Radioaktivität zu 
groß sind, bewegt m it Recht 
das allgemeine Denken und die 
Po litik . Es wäre ein großer

E rfo lg  fü r d ie Menschheit 
wenn in einem fa iren  Abkom ­
men zunächst Wenigstens ein 
kontrollierter Stopp fü r V er­
suchsexplosionen erreicht würde. 
Das gerade ist der Punkt, der 
je tz t in London im  Vorder­
grund steht.

N ic h t  ohn e E n tsp a n n u n g
W enn der einzelne Sow jet­

russe genügend Einblick in 
diese Fragestellungen hat, w ird  
er genauso entschlossen einen 
E r fo lg  der Abrüstungsverhand­
lungen wünschen w ie jeder 
Bürger in den U SA oder sonst­
wo. Le id er b leibt die Meinung 
des Sow jetbürgers nur seine 
private Meinung, denn die 
öffentliche Meinung seines Lan ­
des w ird  von oben gemacht, 
genauso w ie der Einblick be­
grenzt w ird, den er in die Zu­
sammenhänge bekommt. Damit 
ist nicht gesagt, daß der Krem l 
einen Abrüstungserfolg nicht 
w ill. D ie Männer oben wissen 
wahrscheinlich genau Bescheid, 
was auf dem Spiel steht. Und 
wenn man in solcher Frage von 
Dringlichkeitsgraden sprechen 
darf, dann braucht die Sow jet­
union die Abrüstung aus w irt­
schaftlichen und sozialen Grün­
den sicherlich dringender als 
der Westen. A ber die sow je­
tischen Po litik er sind nicht dem 
Drängen einer ungeduldigen 
öffentlichen Meinung ausgesetzt. 
Das erleichtert ihre taktische 
Verhandlungsposition und er­
schwert die ihrer westlichen 
Verhandlungsgegner. Auch aus 
diesem Grunde ist es kein Scha­
den, daß dem offenbar etwas 
draufgängerischen amerikani­
schen Verhandlungsführer Stas- 
sen ein Berufsdiplomat bei­
gegeben worden ist.

W enn man in einer so lebens­
w ichtigen F rage  w ie der A b ­
rüstung auf die Gefahren von 
Übereilung und Zeitdruck hin­
weist, so kann das mißdeutet 
werden. Aber es hängt zuviel 
davon ab, ob die Abrüstung 
m it der rechten Zeitfo lge und 
in der richtigen Verbindung 
m it den weltpolitischen N o t­
wendigkeiten zuwege gebracht 
w ird. D ie Abrüstung kann nicht 
als ein D ing an sich betrachtet 
werden. Um Frieden und Sicher­
heit w irklich zu gewinnen, muß 
die militärische Abrüstung von 
politischer Entspannung beglei­
tet werden. Das aber erfordert

eine Beseitigung der Konflik ts­
herde, die durch die Ausdeh­
nung des sowjetischen Macht­
bereiches auf andere Völker 
entstanden sind. Der deutsche 
F a ll ist deutlich genug.

Um solche Zusammenhänge 
w eiß  man auch in Moskau Be­
scheid. D ie kommunistische 
Propaganda brachte schnell ein 
Gegenargument: w er je tz t die 
Freigabe Mitteldeutschlands 
oder einer anderen sowjetischen 
Machtposition fordert, der 
„stört“ die Abrüstung. Dabei 
spricht man von Abrüstung, 
meint aber den sowjetisch-be­
stimmten Status quo. Soweit es 
um M itteleuropa geht, ist es die 
Bundesrepublik und zumal die 
Bundesregierung, die man in 
das schlechte L icht eines Stö­
renfrieds bringen Will, —  wobei 
die Kommunisten auch auf kurz­
sichtiges Denken im Westen 
spekulieren.

D ie deutsche Hartnäckigkeit
Der deutsche Anspruch, über 

der Abrüstung die W iederver­
ein igung nicht zu vergessen — 
das berühmte Junktim — , erfor­
dert in dieser Situation fü r seine 
Geltendmachung eine optimale 
Verbindung von Hartnäckigkeit, 
und Geschick. Hartnäckigkeit, 
damit die deutsche F rage auf 
dem Tisch bleibt, Geschick, da­
m it sie in den internationalen 
Abrüstungsgang weder zu früh 
noch zu spät eingeordnet w ird. 
N icht zu früh, damit nicht der 
Beginn einer notwendigen Ent­
wicklung aufgehalten w ird. Die 
Gefahr des „zu spät“ aber wäre, 
daß die Sowjetunion ein Entge­
genkommen nicht mehr fü r not­
w end ig hält, w eil der etwaige tat­
sächliche Fortschritt a llgem ei­
ner Abrüstung ihr genügend 
Entlastung und Sicherheit ge­
bracht hat. Abrüstung bedeutet 
Verm inderung der militärischen 
Macht, der eigenen, aber auch 
der gegnerischen Seite. Je w e i­
ter die Abrüstung voranschrei­
tet, um so w en iger muß m it der 
Macht des anderen gerechnet 
werden. W as aber könnte dann 
in absehbarer Zeit die Sowjets 
dazu bringen, innegehaltene 
Positionen freizugeben? Sow jet­
politik  ist vom Machtdenken be­
stimmt: das Recht ist fü r sie 
kein Sehr eindrucksvolles über­
zeugungsmittel —  w ie das un­
garische Beispiel noch kürzlich 

(Fortsetzung auf Seite 7)



Ungarn-Anklage erregt Ostblock
Neliru: Es war eine echte Volkserhebung

Berlin (AP/D PA ). D ie Anklage, d ie in  dem Ungarn-Bericht 
der Vereinten Nationen enthalten ist, hat in den Ostblock­
staaten, vor allem in Budapest und Moskau, lebhafte Erregung 
hervorgerufen, zumal der indische M inisterpräsident Nehru 
unabhängig von dem Bericht den Aufstand in Ungarn als eine 
der „größten Tragödien unserer Zeiti‘ bezeichnet hat. In  einer 
Pressekonferenz, die Nehru vor seinem Abflug nach Stockholm 
in  Oslo gab, betonte der indische Ministerpräsident, er habe 
zw ar den Ü N-Berielit noch nicht lesen können, w isse jedoch, 
daß es sich in  Ungarn „im  großen und ganzen um eine natio­
nale Erhebung gehandelt hat, die von sowjetischen Truppen 
unterdrückt wurde“ .

Lieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in  der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num­
m er der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E . Regn i 
Berlin-Tem pelhof 1 

M anfred-v.-Richtkofen-Str, 2, II

Falls Sie den kleinen TAG  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen für Ihre 
H ilfe .

Hongkong (A P ). D ie Rede des 
rotchinesischen Staatspräsiden­
ten Mao Tse Tung vor dem 
Zentralkomitee der K P  hat im 
gartzen Land Verw irrung her­
vorgeru fen und eine W e lle  der 
K r it ik  am Regim e ausgelöst. 
D ie bisher schärfste Verurtei­
lung ist in zwei Artikeln  des 
Pek inger Professors K o  ent­
halten, die jetzt von der Pek in ­
ger Volkszeitung veröffentlicht 
wurden.

Kommunisten zu erschlagen 
und die Regierung zu stürzen, 
so heißt es in  der Erklärung 
des Wissenschaftlers, könne 
nicht länger als unpatriotisch 
bezeichnet werden, denn die 
Kommunisten dienten nicht 
mehr dem Volke. D ie kommu­
nistische Führerschaft habe das 
Vertrauen der chinesischen 
Massen verloren, da sie sich in 
den vergangenen acht Jahren 
heimtückisch benommen habe. 
Das chinesische Volk juble gern 
einem neuen Herrscher zu, 
setze ihm aber schon bald 
Widerstand entgegen, wenn er

Rad io  Moskau erklärte in 
einem Kommentar, es gebe gar 
keine w irk liche ungarische
Frage, sondern nur eine künst­
lich erzeugte. Der Bericht der 
Vereinten Nationen sei ein V er­
such der USA, sich unter der 
F lagge  der U N  in die inneren 
Angelegenheiten Ungarns ein­
zumischen. Das Budapester Ge­
werkschaftsorgan „Nepakarat“ 
nennt den Bericht eine „grobe 
Beleid igung des ungarischen 
Volkes“ , die lediglich der Rein-

die Interessen des Volkes nicht 
beachte.

D er Professor verweist dann 
auf die schlechten Lebensbedin­
gungen des Volkes und erk lärt: 
„N ur den Parteim itg liedern  und 
Funktionären geht es gut. Sie, 
die früher in ausgetretenen 
Schuhen herumzogen, besitzen 
heute Autom obile und wollene 
Uniformen. Das Volk behandelt 
die Kommunisten m it jenem 
Respekt, den man Geistern und 
Gespenstern entgegenbringt.“

Kempten / A llgäu  (A P ). D ie 
letzten v ier Opfer des Bundes­
wehrunglücks an der Iller, bei 
dem am 3. Juni 15 Rekruten 
ums Leben kamen, sind von 
Marinetauchern aus K ie l ge­
borgen worden. A ls letzter 
wurde der 19jährige Rudolf 
W eiss aus Tiengen bei W alds­
hut in dem Fluß in der Nähe 
der Schwarzenbach-Mühle g e ­
funden.

D ie  seit 18 Tagen andauern­

waschung der faschistischen 
Verbrecher 'zum Ziele habe, die 
im  Herbst des Vorjahres die 
Konterrevolution angezettelt 
hätten.

G leichzeitig m it der Diskus­
sion über den Bericht der V er­
einten Nationen hat auch die 
Rede des rotchinesischen Staats­
chefs Mao Tse Tung über die 
N otwendigkeit einer fre ien  D is­
kussion in den Ostblockstaaten 
ein lebhaftes Echo gefunden. 
Das ungarische K P  - Zentral­
organ „Nepszabadsag" m ißt der 
R ede eine „überragende ideo­
logische,, theoretische und prak­
tische Bedeutung“ bei, zumal 
sie aus den Lehren des unga­
rischen Herbstaufstandes ent­
w ickelt worden sei. Man müsse 
die Lehre Maos jedoch nicht 
schematisch nachahmen, son­
dern die in ihr enthaltenen 
W ahrheiten in schöpferischer 
W eise entwickeln. Besonders 
w eist das ungarische KP-O rgan  
auf Maos Unterscheidung zw i­
schen einer „zulässigen und un­
zulässigen Diskussion“  hin und 
kommt zu dem Schluß, die Rede 
Maos sei ein „vernichtender 
Schlag fü r die Befürw orter 
revisionistischer Ansichten.

den Such- und Bergungsarbei­
ten, an denen ze itw e ise . bis zu 
600 Soldaten gleichzeitig be­
te ilig t waren, konnten damit 
eingestellt werden. Insgesamt 
waren w eit über 1000 Soldaten 
der Bundeswehr. Angehörige
der Feuerwehr, des Roten
Kreuzes und der Lebensret­
tungsgesellschaft sowie Taucher 
der Bundesmarine und der
amerikanischen Armee bei der 
Aktion eingesetzt.

Pekinger Regime unter Beschuß
Professor Ko yerurteilt den Kommunismus

Letzte Iller-Opfer geborgen
Bergungsarbeiten nach 18 Tagen abgeschlossen



Protestwelle gegen Kadar-Terror
Auch kommunistische Intellektuelle lehnen Todesurteile ab

Berlin  (Eigenbericht/AP/DPA). D ie Todesurteile, die in den 
letzten Tagen von ungarischen Gerichten u. a. gegen zwei 
Schriftsteller ge fä llt worden sind, haben eine Protestw elle in 
der gesamten freien W elt ausgelöst, der sich auch kommu- 
nistenfreundliche Intellektuelle angeschlossen haben.

D er Ausschuß fü r die im 
Europarat nicht vertretenen 
Nationen hat während seiner 
Tagung in Berlin  die öffent­
liche Meinung der gesamten 
W e lt  aufgefordert, von den 
ungarischen Behörden eine R e­
vision der Terroru rte ile noch 
vor ihrer Vollstreckung zu fo r­
dern. Journalistenverbände der 
Bundesrepublik und Norwegens, 
die Sozialistische Parte i Frank­
reichs sowie zahlreiche franzö­
sische Dichter, Schriftsteller 
und Künstler, unter ihnen Jean 
Pau l Sartre, Vercors und Pablo 
Picasso, haben Protesttele­
gramme an die ungarische R e ­
gierung gerichtet.

Erfreuliche Entwicklung
Peine (D PA ). D ie polnische 

Staatsanwaltschaft in Oppeln 
hat ein Erm ittlungsverfahren 
eingeleitet, um die Verantwort­
lichen fü r den Tod von 7500 
Deutschen, die kurz nach dem 
K riege  in dem polnischen Lager 
Lam sdorf bei Oppeln ums Leben

Bonn (Eigenmeldung). D ie 
Umrisse eines „Deutschen W is ­
senschaftsrates“ , der nach M ög­
lichkeit noch in diesem Sommer 
geb ildet werden soll, zeichnen 
sich jetzt genauer ah. D er -Rat 
soll langfristige Program m e für 
die Förderung der W issenschaf­
ten ausarbeiten, die dann die 
Grundlage fü r die staatliche 
Kulturpolitik  auf diesem Gebiet 
b ilden sollen. D er Bund und die 
Länder haben sich in  diesen 
Tagen  bei einer Besprechung in 
Bonn darüber geein igt, daß die 
Behörden und die W issenschaf­
ten in dem Rat über die gleiche 
Stimmenzahl verfügen sollen. 
Da die Länder darauf bestan­
den, daß jedes der e lf Bundes­
länder einen Vertreter in den 
Wissenschaftsrat entsenden 
müsse, nimmt auch der Bund 
e lf Stimmen in Anspruch. Die 
Wissenschaft w ird  somit üfcer

gekommen sind, festzustellen. 
Diese M itteilung machte auf 
einem Heim attreffen der V er­
triebenen f> r. Esser (Braun­
schweig), der die Interessen der 
letzten 200 überlebenden Deut­
schen dieses Lagers vertritt. Dr. 
Esser, der im  La ger Lam sdorf 
als A rzt tätig  war, bezeichnete 
diese Erm ittlungen und V er­
nehmungen durch die polnische 
Staatsanwaltschaft als Zeichen 
einer erfreulichen Entwicklung 
zur Gerechtigkeit.

Bonn (Eigenmeldung). Die 
Bundeswehr befinde sich gegen­
w ärtig  in einem Stadium der 
Konsolidierung, erklärte ein 
Sprecher des Verteid igungs­
ministeriums zu Berichten, nach 
denen in der Inspekteurs-Kon­
ferenz unter Vorsitz von Bun­
desverteidigungsm inister Strauß 
am vergangenen Wochenende

22 Stimmen* verfügen können, 
über die Aufteilung dieser 
Stimmen w ird  in Kürze m it der 
Deutschen Forschungsgemein­
schaft, der westdeutschen R ek­
torenkonferenz und der Max- 
Planck-Gesellschaft verhandelt.

Nachdem die Bundesregierung 
sich schon damit einverstanden 
erk lärt hatte, in diesem Jahr 
einen Betrag von rund 100 M ill. 
DM  zu den kulturellen A u f­
gaben der Länder beizusteuern, 
ist in den jüngsten Gesprächen 
ein w eiterer Bundesbeitrag von 
20 M ill. DM genannt worden. 
Diese Summe soll in diesem 
Jahr und voraussichtlich auch 
in den kommenden Jahren für 
den Ausbau des Ingenieurschul­
wesens bereitgestellt werden, 
den man angesichts der tech­
nischen Entwicklung als eine 
der dringlichsten Aufgaben an­
sieht.

Sowjet-Angrifi sehr unwahrscheinlich
W ashington (A P ). A ls „höchst 

unwahrscheinlich, wenn nicht 
sogar unmöglich“ , hat der 
NATO-Oberbefehlshaber Gene­
ral Norstad einen A n griff der 
Sowjetunion auf W esteuropa 
bezeichnet. D ie Sowjets könnten 
auf Grund des Warnsystems 
und der Anordnung der N A T O - 
F lugp lätze nicht damit rechnen, 
die in W esteuropa stationierten 
Luftstreitkrä.fte durch einen 
Überraschungsangriff auszu­
schalten. Den in den U SA und 
anderen Teilen  der W e lt statio­
nierten Streitkräften verbleiben 
mehrere Stunden Zeit, einen 
vernichtenden Gegenschlag zu 
führen und alle wesentlichen 
militärischen Ziele der Sow jet­
union auszuschalten.

beschlossen worden sei, eine 
„Ruhepause“ beim Aufbau der 
Streitkräfte eintreten zu lassen, 
über die bereits bestehenden 
oder geplanten Einheiten hin­
aus sei die Aufstellung w eiterer 
Großverbände in diesem Jahr 
nicht mehr beabsichtigt. Der 
Schwerpunkt werde dann, w ie 
es in den letzten Monaten w ie ­
derholt von maßgebenden O ffi­
zieren gefordert worden war, 
auf der Ausbildung der be­
stehenden Verbände und der 
Heranbildung des Offiziers- und 
Unteroffizierskorps liegen.

Im  Lau fe der nächsten M o­
nate sollen noch etwa 30 000 bis 
40 000 F re iw illig e  einberufen 
werden. M it ihnen w ird  die Ge­
samtstärke der Bundeswehr bis 
zum Jahresende 125 000 bis 
135 000 Mann erreichen. Dann 
sollen neben drei Grenadier­
divisionen, die dem N A T O - 
Oberkommando am 1. Juli be­
schränkt verwendungsfähig ge­
meldet werden, zwei weitere 
Panzerdivisionen und eine k le i­
nere Gebirgsjägerdivision 80 P ro ­
zent der Soll-Stärke erreicht 
haben und einsatzfähig sein. 
Einberufungen von W ehrpflich­
tigen sollen erst am 1. A pril 
1958 w ieder erfolgen. Erst zu 
dieser Zeit soll auch der A u f­
bau w eiterer Heeresverbände 
und der ersten Kader der m iliz­
artigen Heim atverteidigungs- 
Organisation beginnen.

Konsolidierung der Bundeswehr
„Ruhepause“ beim Aufbau der Streitkräfte

Einigung über Wissensebaftsrat
Bund und Länder kommen sich näher



So sind sie teirkliekt

..Vater? leb4 wohl ». ,41
Es gehörte eine tüchtige P o r ­

tion politischer Dummheit 
dazu, sich 1954 noch m it fast 
zehn Seiten L y r ik  und Prosa in 
einem Stalin-Ruhmes- und -Ge­
denkband zu verew igen. Der 
SED-Schriftsteller M ax Zim- 
m ering hat sich darum gerissen, 
sämtliche Lektoren  des Ost­
berliner Aufbau-Verlages hat er 
darum bekniet. Nur, um seinen 
großen Stalin - Nachruf loszu­
w erden: „Vater, leb w o h l . . . “

E in Jahr später hätte er sein 
halbes Verm ögen —  es grenzt 
an eine M illion  Ostmark —• dar­
um gegeben, dies ungeschehen 
zu machen. Und heute freut er 
sich dessen w ieder: A ls Le iter 
einer sowjetzonalen Schriftstel­

l e r  delegation bereist er seit 
ein igen Tagen die Sowjetunion, 
um Pankows Dichterbarden zum 
geistigen Erbe Stalins zurück­
zuführen. Im  H intergrund aber 
dämmert bereits die künftige 
R o lle  dieser wandelbaren Dich­
terseele herauf: Zim mering ist 
auf dem besten W ege, als künf­
tige r  Ministeriumsbeamter zum 
Sittenrichter der sowjetzonalen 
L iteratu r zu werden. Vorher 
aber schauen w ir  uns ihn ein­
mal an . . .

Vom Vater geerbt
M ax Zim mering wurde am 

16. Novem ber 1909 in P irna  als 
Sohn eines Uhrmachers geboren. 
M it der Dichtkunst kam er, w ie 
er in seiner Lebensbiographie 
behauptet,- durch seinen Vater 
in Berührung. E r entdeckte in 
einer alten Kommode die in 
Verse geschlagenen L iebesbriefe 
seines Vaters und versuchte, es 
diesem nachzutun. A ber . erst 
1928, als er in den Kommu­
nistischen Jugendverband ein- 

. trat, wurde sein Talent be­
achtet. E r  schrieb schwülstige 
Gedichte fü r die Provinzpresse 
der Parte i und wurde zum 
Schrecken aller K P-Feu illeton - 
redakteure. In  seiner Pärtei- 
biographie steht darüber: „Vor 
1933 schrieb er fü r die A rb e iter-1 
presse!“

Nach 1933 war Zimmering in 
Frankreich, Palästina, der

MAX ZIM M ERING

Tschechoslowakei, England und 
Australien. W ohlweislich ver­
mied er es, sich zu seinem 
Moskauer „V a ter“ zu begeben. 
W egen  des Palästina - Aufent­
halts w äre er später —  zuzeiten 
des P rager Slansky-Prozesses — 
fast über Bord gegangen. D ie 
SED - Kunstkommission hatte 
ihn bereits als „Zionisten“ 
deklariert. A ber dann fuhr er 
rasch in die Sowjetunion, wo 
man ihn als harmlos und ge­
heilt entließ.

Bel „Woolworth“ 
als Reklamedichter

Noch eine schöne Erinnerung 
hält uns die Parteibiographie 
von diesem Mann vor: E r war 
vor 1933 in Dresden Schau­
fensterdekorateur beim  „Groß­
kapitalisten“ T ietz, unter dessen 
besonderer Protektion er stand, 
und w enig später Reklam e­
dichter im „W oolw orth “ -Kon- 
zern! In  der englischen E m i­
gration genoß er ohne sonder­
liche Skrupel die aus Amerika 
hereinkommenden Em igranten­
gelder und lehnte es zweimal 
aus Gesundheitsgründen —  er 
■war erkältet —  ab, in die So­
wjetunion überzusiedeln. In 
London red igierte er schließlich

die „F re ie  - Deutsche -Kultur*, 
ein unter Ausschluß der Öffent­
lichkeit erscheinendes .Blättchen 
m it verworrenen Ku lturpro­
grammen fü r ein künftiges 
„nationalgeeintes, antifaschisti­
sches und moralisch gesundes 
Deutschland“ .

1946 hatten ihn die Sachsen 
wieder. A ls Kulturredakteur der 
Dresdner SED-Zeitung drohte 
er, in der P rovinz zu verb lei­
ben. Da übte er sich in empha­
tischen Lobgedichten auf Stalin 
und das Sowjetland, was ihm 
prompt den Vorsitz im Dresdner 
Schriftsteilerverband eintrug. 
Fortan schrieb er auf An forde­
rung aller sowjetzonalen Rund­
funkstationen partei ja'rgon-ge- 
schwängerte Gedichte und Bal­
laden: „Das W ort .GenosSe', 
welch ein stolzes W ort! / Bei 
diesem W ort verblassen alle 
T itel. / Es reiß t das F rem d­
sein, reißt die Trennung fort, / 
Ob du M in ister bist, ob du im 
Arbeitskittel, / Man m erkt’s am 
Reim , das dies ein Dichter 
ist . . . ”

Die Partei hat recht!
Es gibt kaum einen sow jet­

zonalen Schriftsteller, m it dem 
die Parte i so übel umgesprun­
gen ist w ie m it Zimmering. 
Man hat ihn als W est-Em igran­
ten und Zionisten zu deklassie­
ren versucht, man hat ihm 
ideologische Verirrungen vor­
geworfen und unmoralischen 
Lebenswandel. Zimmering hat 
— es war sein Glück! —  zu 
allem „ ja “ gesagt und sich fü r 
die blödsinnigsten Anwürfe 
prompt bei der Parte i entschul­
digt. „D ie Parte i hat immer 
rech t!“ wurde zu seinem poli­
tischen Leitm otiv. Andere haben 
das auch behauptet, er aber 
hat es in selbstzerfleischender 
Einsicht bewiesen.

W ehe den sowjetzonalen Dich­
tern, wenn dieser Mann eines 
Tages ein tritt in die Reihen der 
Kulturpäpste der SED. V ie l ist 
dort nicht mehr zu verderben, 
aber zum Fürchten wäre es 
doch!



So wurde „gewählt64!
Streiflichter aus dem großen Wahltheater der SED

Wochen zuvor hatten die Zeitungen und Itundfunkstationen 
der freien Welt berichtet, wie diese W ahl vonstatten gehen 
würde. Auch w ir hatten in unserer letzten Ausgabe den W ahl­
gang genaiiestens beschrieben. Trotzdem standen IXun'derttau- 
sende von Wahlberechtigten an diesem Sonntag fassungslos 
vor den kommunistischen Wahlvorständen und fragten, was 
nun mit diesem Stimmzettel geschehen solle. Es war grotesk: 
Man war absolut gefaßt auf einen großangelegten YVyalilschwin- 
del, aber als man es dann auf einmal selbst erlebte, war man 
wie vor den Kopf geschlagen 1 Die Leute fühlten sich plötz­
lich auf übelste Art geneppt, verhöhnt und überlistet. Diese 
„Wahl“ war das Gesprächsthema des Tages, bei dem man nicht 
mehr wußte, ob man lachen oder weinen sollte.

SSO, herhören!
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. Übrigens
wird er auch dort gern 
gelesen.V iele glaubten, das könne 

sich nur bei ihnen, in ihrem 
W ahllokal so abgespielt haben. 
A ber: Es war in  der gesamten 
Zone gleich ! Kaum jemand 
hatte eine Wahlkabine benutzt, 
niemand versuchte, seinen 
Stimmzettel zu zerreißen, es 
w ar praktisch unmöglich, nach 
diesem Masseneinsatz von 
Wahlschleppern der Zwangs­
abstimmung fern zu bleiben.

A lle  politischen Stellen des 
W estens hatten angesichts des 
offenen und des stillen W ahl­
terrors vor W iderstandshand­
lungen gewarnt. N irgends wur­
den solche beobachtet. Selbst 
als politische Gegner stadt­
bekannte Leute stimmten offen 
ab, ohne eine Miene zu ver­
ziehen. Jeder wußte vom an­
deren, was er darüber dachte. 
Unter diesen Umständen mag 
nur die SED selbst wissen, w ie 
die wenigen „N ein “-Stimmen 
zustande gekommen sind. Der 
geistige Normalverbraucher sah 
keine Chance, gegen diese E in­
heitsliste zu stimmen.

„Geh mal in die Kabine!“
In  Potsdam-Süd wurden mehr 

als 100 westdeutsche Besucher, 
zumeist K P -M itg lieder, herum­
geführt, um das „Demokra­
tische“ an diesen Wahlen zu 
studieren. H ier  ließ man auch 
ein ige West-Journalisten, die 
die Einladung der sonst m it 
Einreisegenehmigungen geizen­
den SED-Behörden lockte, ein 
Wahllokal besichtigen. Prom pt 
liefen  zwei M itg lieder des 
Wohlvorstands hinaus, um sich 
ein ige wahlberechtigte FD J- 
M itg lieder zu gre ifen : „W enn 
ihr 'reinkommt, geht m it dem 
Zettel in die W ahlkabine! Da­
mit die sehen, daß die auch 
benutzt werden dürfen !“ Die

Jungens waren so m äßig in ­
telligent, daß sie zwar in die 
Kabine gingen, aber hinterher 
ihre Stimmzettel recht- auf­
fä llig  und offen dem W ahlleiter 
vorzeigten.

In  Berlin - Oberschöneweide 
wurden die in der Sonntags­
schicht arbeitenden Dreher und 
Schlosser der großen VE-Be- 
triebe von SED-Funktionären 
abgelöst und auf werkseigenen 
Lastwagen direkt zum W ah l­
lokal gefahren. Sie gaben eine

In  Greifswald machten es die 
Studenten auf ähnliche Art. Sie 
marschierten in übertrieben 
forscher A rt geschlossen vor 
das Wahllokal, zogen im Gänse­
marsch zur Wahlurne und 
steckten ihre Zettel, ohne diese 
auch nur eines Blickes , zu wür­
digen, in den Kasten. Jeder, 
der diese und andere Szenen 
erlebte, mußte die betonte 
Geste begreifen. Es w ar die 
einzige W iderstandshandlung, 
gegen die die massenhaft er­
schienenen SED - Funktionäre 
machtlos waren.

D ie übrigen W ähler aber 
waren einfach fassungslos. Noch 
stundenlang saß man in den 
umliegenden Gastwirtschaften 
und debattierte ganz offen über 
dieses „E re ign is“ . Und es gab 
viele SED-M itglieder, die sich 
dazugesellten, um offen zu er­
klären: „Dieses Affentheater ist 
nicht in unserem Sinn!“

Es ist eine Tatsache, daß 
maßgebliche Zonenpolitiker den 
SED-Chef noch im  letzten 
Augenblick umzustimmen ver­
suchten, er möge —  da an dem 
Ergebnis doch kaum etwas zu
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hervorragende Schau: Jeder
nahm den Zettel entgegen, ohne 
auch nur einen Blick darauf zu 
werfen, und drückte ihn den 
W ahlleiter in die Hand: „Da, 
steck r in !“

ändern sei —  die Lächerlichkeit 
nicht überspitzen. Ulbrichts 
Angst w ar größer als seine 
politische und taktische V er­
nunft. E r  verzichtete auf das 
letzte und allerkleinste demo­
kratische Zugeständnis und ver­
scherzte sich somit selbst die 
Solidarität seiner eigenen M it­
funktionäre. Eines aber hat er 
dabei übersehen: Diese Wahlen 
fanden nicht in Bulgarien oder 
Rumänien statt, sondern in 
Deutschland, unter den Augen 
der westlichen und der östlichen 
Bevölkerung dieses Landes! Die 
SED wiederum hat ernsthaft 
erklärt, nur dies seien echte 
demokratische W ah len !

Das hätte U lbricht nicht tun 
dürfen. Nunmehr weiß jeder, 
der m it dem Gedanken eines 
„Gesprächs mit Pankow “ koket­
tiert haben mag, w ie dann die 
„gesamtdeutschen W ahlen“ aus- 
sehen würden, über die U l­
bricht nach vorangegangenen 
Verhandlungen m it sich reden 
lassen w ill. Diesen taktischen 
Fehler wiedergutzumachen, w ird 
der SED in Jahren nicht ge­
lingen!

Studenten „marschierten“



Studenten s i n d  g e g e n  R e i s e v e r b o t
Hartnäckiger Widerstand gegen Pankows Maßnahmen

Berlin (A P  / Eigenmeldung). 
Die SED-Presse berichtete aus 
verschiedenen Bezirken der So­
wjetzone über hartnäckigen 
Widerstand von Studenten ge­
gen das ihnen kürzlich auf­
erlegte Reiseverbot in den 
Westen.

W egen  unverhüllter Ableh­
nung des Verbots sind nach 
einem Bericht der „Ostsee-Zei­
tung“ drei Studenten der Ost­
berliner Humboldt-Universität 
auf Betreiben der SED von der 
Oberschule Barth in Mecklen­
burg, an der sie ihr Berufs­
praktikum absolvierten, ver­
wiesen worden. D ie gemaß- 
regelten Studenten —  Germa­
nisten des sechsten Semesters 
— wurden beschuldigt, die 
Oberschüler gegen die Po litik  
der Sowjetzonenregierung auf­
gehetzt zu haben. A ls „beson­
ders aggressiv“ wurde der Stu­
dent W o lfgan g  Juche bezeich­
net. Ihm wurde zur Last gelegt, 
das Reiseverbot als „tota litär“ 
abgelehnt und den vor einigen 
Monaten zu längerer Freiheits­
strafe verurteilten Professor 
seiner Universität, W olfgang  
Harich, als „großes Beispiel“ 
h ingestellt zu haben. D ie Hum­
boldt-Universität wurde von der 
Schulleitung und der SED auf­
gefordert, Juche zu exmatriku­

lieren und fü r die anderen 
Studenten „Erziehungsmaßnah­
men“ festzulegen. *

D ie „Le ip ziger Volkszeitung“ 
machte am gleichen Tage die 
SED-M itglieder der Veterinär­
medizinischen Fakultät der 
Le ip ziger Universität dafür ver­
antwortlich, daß im gesamten 
fünften Studienjahr „L ibera lis­
mus und Opportunismus“ 
herrschten. Diese Haltung habe 
sich darin geäußert, daß vom 
gesamten Studienjahr zwei Stu­
denten verte id igt worden seien, 
die im Gespräch m it Studenten 
aus der Bundesrepublik eine 
„republikfeindliche Haltung“ 
eingenommen hätten.

über lebhafte Proteste von 
Studenten der Technischen 
Hochschule Dresden gegen das 
Reiseverbot berichtete ebenfalls 
der Untersuchungsausschuß 
freiheitlicher Juristen. Unter 
den Studenten kursierten Hun­
derte von handgeschriebenen 
F lugzetteln  m it dem W ort 
„P ro tes t“ . A u f einer Studenten­
versammlung im  Auditorium 
maximum wurde am gleichen 
Tage vielfach die Forderung 
nach Rücknahme des Reisever­
bots erhoben. Die Versamm­
lungsleitung g ing auf dieses 
Verlangen nicht ein.

E i n  D o r n  i m  A u g e
Die ungewöhnliche B eteili­

gung an den Internationalen 
F ilm festspielen in  Berlin aus 
a ller W e lt ist, w ie  es vofaus- 
zusehen war, den Machthabern 
im Sowjetsektor ein D om  im 
Auge. D ie Pankower Regierung 
fürchtet — besonders durch die 
Neuregelung, daß auch Be­
sucher aus dem Osten Karten 
zu den Festspielveranstaltungen 
im  Verhältnis 1 : 1 erhalten 
können — eine „gefährliche In ­
filtration“ m it westlichem bzw. 
nicht kommunistisch ausgerich­
tetem  Geist. So hat man rasch 
eine „kleine Festspielwoche“ in 
Ostberlin inszeniert, die ein ige 
zum T e il längst abgelaufene 
Streifen aus westlichen Be­
zirken in das magere, w e lt­
anschaulich festgelegte P ro ­
gram m  eingeschaltet hat.

Aber auch die Sowjetunion 
selber ist verärgert, w ie  die 
Nachrichtenagentur TASS  vor­
w urfsvoll feststellt. Sie behaup­
tet, daß die Sowjetunion nicht 
rechtzeitig zur Teilnahme ein­
geladen worden sei. Das zeugt 
von einer —  wenn auch ge­
kränkten —  Anerkennung der 
Internationalen Festspiele in 
Berlin. D ie Frage, ob es richtig 
ist, offizielle Einladungen nach 
Moskau zu schicken, sollte sorg­
fä lt ig  diskutiert werden, wenn 
einmal die korrekten Voraus­
setzungen eines ehrlichen und 
echten Kulturaustausches ge­
schaffen sind.

Wer stört eigentlich ?
Fortsetzung von Seite 2 

gezeigt hat. H ier  lieg t die W u r­
zel des deutschen Festhaltens, 
des deutschen Festhalten m ü s - 
s e n s an der Verpnüpfung von 
Abrüstung und W iederverein i­
gung. Zugleich ist dieses Junk­
tim ein empfindlicher Punkt des 
deutschen Vertrauens zur w est­
lichen Po litik .

A u f den Versuch, die deutsche 
Hartnäckigkeit als „Störung“ zu 
verleumden, können w ir  ruhigen 
Gewissens m it der Gegenfrage 
antworten, ob der Dieb oder der 
Bestohlene den Frieden  stört. 
N icht die deutsche P o litik  ent­
hält einem sowjetischen Volks­
und Landesteil die natürlichen 
Rechte vor, sondern die Sow jet­
politik dem deutschen Volk.

Das Beharren auf dem W illen  
unseres Volkes, in Einheit und 
Freiheit sein Leben zu gestal­
ten, ist keine Störung, sondern 
ein unabdingbares Grundrecht.

W as das Geschick angeht, m it 
dem Deutschland dieses Recht 
geltend machen muß, so gehört 
dazu insbesondere auch E lastizi­
tät gegenüber neuen M öglich­
keiten einer Lockerung in M it­
teleuropa, die sich in der inter­
nationalen Diskussion abzeich­
nen, zum Beispiel durch Abzug 
ausländischer Truppen, durch 
m ilitärisch verdünnte Zonen und 
dergleichen. .D er soeben verein­
barte Abzug der amerikanischen 
Landtruppen aus Japan hat 
ganz andere Verhältnisse als 
Grundlage; die Sowjets sind

dort nicht im  Spiel. In  Europa 
sind solche Möglichkeiten noch 
reine Theorie, und es könnte ihr 
arg  mißdeutet werden, würde 
sich die Bundesregierung vor­
e ilig  in  die Diskussion konkret 
einschalten. D ie sorgenvolle Be­
merkung der Londoner „T im es“ 
über deutsche Außenpolitik war 
in  dieser H insicht aufschluß­
reich genug. A ber in absehbarer 
Zeit w ird  auf uns die F rage zu­
kommen, was vom deutschen 
Standpunkt aus fü r möglich g e ­
halten w ird. Und es g ib t natür­
lich mancherlei Möglichkeiten, 
wenn sie mit der Aussicht auf 
ein verein igtes freies Deutsch­
land geprüft werden können. 
Letzten  Endes wollen w ir  Deut­
sche fü r Gesamtdeutschland nur 
nicht w eniger Sicherheit als alle 
anderen Völker fü r sich auch.



D IE  W OCHE I N  W E ST - U N D  OSTBERLIN . Oben: Filmfestspiele im freiheitlichen Sektor. 

Ans aller W elt kamen prominente Stars nach Berlin. H ier; Errol Fiynn mit seiner Gattin 

Patricia Wymore, —  Unten: Im Gleichschritt zur „Wahl“, und die Fahnen flattern voran. Di® 

K&osgemeinsch&ft Stalinallee 851 im „demokratischen Sektor“ auf dem W ege zur Stimmabgabe.


